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Potemkinsche Dörfer 
auf märkischem Sand 
oder eine Wahrnehmungsstörung?

brandenburg
report

In der November-Ausgabe 2004 berichteten wir
im Zusammenhang mit der Honorarverteilung an
die Brandenburger Vertragsärzte über das Agieren
des Vorstandes der Kassenärztlichen Vereinigung
Brandenburg (KVBB) nach preußischem Landrecht
und die nicht sonderlich effiziente Arbeitsweise der
hiesigen Landesaufsicht (MASGF).

Zur Auffrischung und zum Einstieg in 
die Fortsetzung zunächst ein kurzer
Rückblick: 
Zum 1. Juli 2004 hatten KVBB und die Verbände der
Krankenkassen gemeinsam eine Vereinbarung zur
Honorarverteilung an die ca. 3.600 Vertragsärzte im
Land Brandenburg zu treffen. Wegen unüberwindba-
rer Differenzen kam eine solche Vereinbarung nicht
zu Stande und in Manie des preußischen Landrechts
erschuf sich der Vorstand der KVBB ein Gebilde nach
Gutdünken (die Art der Umsetzung zeugt von er-
staunlichem (Un-)Rechtsbewusstsein). Im Anschluss
versuchte der Vorstand der KVBB mit allen Mitteln,
eine Konfliktlösung durch das Landesschiedsamt zu
verhindern (erzwungener Abbruch der Schiedsamts-
verhandlung durch geschlossenes Entschwinden der
KV-Vertreter, Antrag auf Abberufung des Schieds-
amtsvorsitzenden etc.). Zudem trug die eingangs be-
reits beschriebene Arbeitsweise der Landesaufsicht
nicht zu einer Lösung bei.

Am 26. April diesen Jahres beschäftigte sich nun
das Landesschiedsamt unter sachkundiger Leitung

des neu berufenen Vorsitzenden Prof. Dr. Ingo
Heberlein mit dem Antrag der Verbände der
Krankenkassen vom Juni letzten Jahres auf Fest-
setzung der Honorarverteilung an die Branden-
burger Vertragsärzte. 

Der Vorsitzende des Landesschiedsamtes stellte
fest, dass die von der KVBB vorgenommene ein-e
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seitige Festsetzung der Honorarverteilung für die
Zeit ab 1. Juli 2004 rechtswidrig war (Anmerkung
d. Red.: damit wurde die Rechtsauffassung der
Krankenkassen bestätigt!). Wegen der schwierigen
praktischen Umsetzung sowie wegen möglicher
Schwierigkeiten in rechtlicher Hinsicht einigten sich
die Parteien auf Vorschlag des Vorsitzenden aller-
dings darauf, für die Quartale III und IV/2004 und
das I. Quartal 2005 keine Rückabwicklung der Ho-
norarverteilung vorzunehmen.

Soweit die Fakten – klar und eindeutig dem
Schiedsamtsprotokoll über die Verhandlung
vom 26. April 2005 zu entnehmen.

Obgleich unseres Wissens nach keine Vertreter der
europäischen Monarchien gedenken, dem Vorstand
der KVBB ihre Aufwartung zu machen, wurde durch
den Vorstand der KVBB das Ergebnis der Schieds-
amtsverhandlung nach potemkinscher Art verkleidet
der Öffentlichkeit präsentiert. 

So war der Presseerklärung der KVBB zu entneh-
men, dass nach deren Wahrnehmung das Landes-
schiedsamt entschieden hätte, die von der KVBB
beschlossene und seit 1. Juli 2004 angewandte Ho-

norarverteilung wäre sachgerecht gewesen. Zudem
seien alle inhaltlichen Kritikpunkte der Krankenkas-
sen zurückgewiesen worden.

Eine solche Feststellung wurde jedoch durch das
Landesschiedsamt nicht getroffen: Vielmehr befan-
den sich die Vertreter der KVBB gemeinsam mit
dem Landesschiedsamt und den Kassenvertretern
während der Schiedsamtsverhandlung in einem
Raum. Es ist nach unserer Auffassung ein eklatanter
Unterschied, ob ein Landesschiedsamt eine Rechts-
widrigkeit feststellt oder eine Entscheidung als sach-
gerecht einstuft.

Zudem wurden die seit längerer Zeit von Kassensei-
te benannten Hauptkritikpunkte an der Honorarver-
teilung mit dem seit 1. April 2005 gültigen Hono-
rarverteilungsvertrag abgestellt. 

Fazit: Die mit redlicher Mühe aufgebaute Fassade
potemkinscher Dörfer ist die Renaissance eines stark
angestaubten Relikts. Im 21. Jahrhundert sollte viel-
mehr auf die Werterhaltung solider Bausubstanz
oder Schaffung neuer Werte geachtet werden. Die
KV-Brechstangenmentalität ist – wie hier aufgezeigt –
im Ergebnis nur von kurzer Haltbarkeitsdauer.

DIE AUSGABEN DER GESETZLICHEN KRANKENKASSEN

für Arzneimittel liegen im Land Brandenburg in den
ersten vier Monaten des laufenden Jahres um 21,6
% über denen des Vorjahres. Ließen sich die hohen
Ausgabenzuwächse zu Jahresbeginn zumindest teil-
weise mit Vorzieheffekten zum Jahresbeginn 2004
– und damit mit dem Inkrafttreten des GMG – er-
klären, schwindet die Hoffnung auf moderate Zu-
wachsraten mit einem erneut deutlichen Ausgaben-
anstieg im April diesen Jahres in Höhe von rd. 24
% im Vergleich zum Vorjahr. 

Es bestätigen sich so zunehmend die kassenseits
bereits im vergangenen Jahr vorgetragenen Be-
fürchtungen kräftiger Ausgabenzuwächse im Jahr
2005 infolge der Reduktion des Herstellerrabattes
für Nichtfestbetrags-Arzneimittel und des Auslau-
fens des seit Oktober 2002 geltenden Preismorato-
riums zum Jahresende 2004.

Die Befürchtung, dass die mit dem GKV-Moderni-
sierungsgesetz (GMG) einhergegangene Entspan-
nung auf der Ausgabenseite des Arzneimittelberei-

ches im Jahr 2004 von kurzer Dauer sein könnte,
veranlasste das Bundesgesundheitsministerium
(BMGS), noch im Dezember die Kassenärztliche
Bundesvereinigung, die Bundesvereinigung Deut-
scher Apothekerverbände und die Spitzenverbände
der Krankenkassen an einen Tisch zu holen, um
gemeinsam Vorschläge zu entwickeln, der befürch-
teten Ausgabendynamik auf diesem Gebiet im Jahr
2005 Einhalt zu gebieten.

Ergebnis dieser Initiative ist eine „Gemeinsame
Agenda zum Arzneimittel-Ausgabenmanagement“,
die es nunmehr gilt, durch alle Beteiligten umzu-
setzen.

„Arzneimittel im Fokus“ und 
Brandenburger Auswirkungen...

Diese Agenda besteht 
aus vier Teilbereichen:

1. Arzneimittel- und Richtgrößenvereinbarungen,
2. Wirtschaftlichkeitsprüfung,
3. Stärkung des Preiswettbewerbs und 
4. Ärztliche Verordnung
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Arzneimittel-, Richtgrößen- 
und Zielvereinbarung
Im Dezember 2004 einigten sich die Kassenärztli-
che Vereinigung Brandenburg und die Verbände
der Krankenkassen auf eine Arzneimittelvereinba-
rung für das Jahr 2005. Neben einem Ausgaben-
volumen für Arznei- und Verbandmittel in Höhe von
€ 650 Mio. vereinbarten die Partner die Bildung
einer paritätisch besetzten Arbeitsgruppe zum Ver-
tragscontrolling. Hierzu gehört auch das Entwickeln
von Vorschlägen für situationsbezogene Maßnah-
men zur Einhaltung des Ausgabenvolumens. Die
Gruppe hat zwischenzeitlich ihre Arbeit aufgenom-
men und tritt regelmäßig zusammen.

Begleitet wird die Arzneimittelvereinbarung
von der Richtgrößen- und Zielvereinba-
rung, die beide im Februar die-
sen Jahres geschlossen
wurden.

Mit der Zielvereinbarung
wurde u.a. die bereits seit
Jahren etablierte arztindi-
viduelle Pharmakothera-
pieberatung auf freiwilliger
Basis festgeschrieben. In den ersten fünf
Monaten diesen Jahres nahmen 136 Vertragsärzte
im Land Brandenburg dieses gemeinsame Angebot
der KVBB und der Verbände der Krankenkassen
(ohne BKK) an. Eine Kosten-Nutzen-Analyse der in
den ersten drei Quartalen des Jahres 2004 bera-
tenen 74 Internisten und 257 Allgemeinmediziner
ergab ein realisiertes Einsparvolumen von rd. 
€ 770.000. Tatsächlich dürfte die Ersparnis auf
Jahresbasis noch um einiges höher liegen. Hinzu
kommen die 123 im Jahr 2004 durchgeführten
Beratungen von Ärzten anderer Fachgruppen und
die Pharmakotherapieberatung von Krankenhäu-
sern zur Umsetzung des dreiseitigen Vertrages nach
§ 115 c SGB V in Bezug auf die Angaben zur Ent-
lassungsmedikation als Grundlage für eine wirt-
schaftliche Folgeverordnung im ambulanten Be-
reich.

Wirtschaftlichkeitsprüfung
Der zweite auf der Landesebene umzusetzende Teil-
bereich der Agenda betrifft die Wirtschaftlichkeits-
prüfung nach § 106 SGB V. Auch hier gelang es
den Partnern auf Landesebene mit dem Abschluss
einer modifizierten Prüfvereinbarung, der (Neu-)
Etablierung des Prüfungs- und Beschwerdeaus-
schusses und deren gemeinsamer Geschäftsstelle
entsprechend der Anforderungen des GMG und
der in Kürze anstehenden Unterzeichnung des Ge-
sellschaftsvertrages zur Ausformung der „Arbeitsge-

meinschaft Wirtschaftlichkeitsprüfung Brandenburg“
Grundlagen für effiziente Prüfstrukturen im Land
Brandenburg zu schaffen.

Preiswettbewerb
Zur Stärkung des Preiswettbewerbs bietet der mit
dem GMG eingeführte § 130 a Abs. 8 SGB V den
Krankenkassen die Möglichkeit, mit pharmazeuti-
schen Unternehmen Vereinbarungen über Rabatte
im Rahmen der Arzneimittelversorgung abzuschlie-
ßen. Ein Beispiel hierfür liefert die BARMER, die in-
zwischen mit fünf Generika-Herstellern derartige
Verträge geschlossen hat.

Ärztliche Verord-
nungen
Das Handlungsfeld
„ärztliche Verordnung“
liegt primär im Verant-
wortungs- und Steue-
rungsbereich der Bun-
desebene bzw. der re-
gionalen Kassenärzt-
lichen Vereinigungen.
Hier konzentrierten sich
die Partner zunächst auf

Krankheitsbereiche, die für
die Versorgung chronisch Kranker eine große Rolle
spielen, wie z. B. die Behandlung von Diabetes 
und Fettstoffwechselstörungen, Bluthochdruck,
Rheuma, Schmerztherapie sowie Therapien bösarti-
ger Erkrankungen mit all ihren Begleiterscheinun-
gen. Die Ergebnisse der Sichtung bestehender The-
rapiehinweise und Wirkstoffinformationen sowie der
Nutzenbewertungen durch das Institut für Quali-
tätssicherung und Wirtschaftlichkeit im Gesund-
heitswesen (IQWIG) sowie weitere Informationen 
zu der gemeinsamen Agenda sind unter 
www.kbv.de/amfo einsehbar.

Fazit: Auch wenn die Ausgabenzuwächse im Arz-
neimittelbereich im Land Brandenburg in den ersten
vier Monaten des Jahres mit 21,6 % im Vergleich
zum Vorjahreszeitraum Besorgnis erregend sind,
zeigen die regional veranlassten Steuerungsmaß-
nahmen erste Erfolge. Hierauf weisen nicht nur die
Einsparungen infolge der Pharmakotherapiebera-
tungen hin, sondern auch die Tatsache, dass Bran-
denburg unter den ostdeutschen Ländern die nie-
drigste Zuwachsrate bei den Arzneimittelausgaben
im bisherigen Verlauf des Jahres 2005 aufzuweisen
hat. 

Dieser Zustand sollte Ansporn für alle Beteiligten
sein, den bisher eingeschlagenen Weg weiter zu
verfolgen.

Quelle: Medical Tribune
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Sicherer Transport bei Ebola oder SARS
Ich lese in der Presseinfo, dass die Landesregierung
ab 1. Juli 2005 einen Spezial-Rettungstransportwa-
gen (RTW) für den Transport hochinfektiöser Patien-
ten in Betrieb nehmen will, der in der Nähe des
Flughafens Schönefeld stationiert wird und für das
Land Brandenburg zur Verfügung steht. Grund der
Anschaffung des ca. 250.000 Euro teuren Wagens
wären z. B. terroristische Anschläge mit Biowaffen
oder das Einschleppen hoch ansteckender gefähr-
licher Krankheiten. 

Zwar hoffen alle, dass es keinen dieser Ernstfälle
geben wird, aber wenn, dann haben wir eben
einen – denke ich so bei mir.

Prima. Beruhigend. 

Potsdam, 16. Juni 2005. Uns erreicht ein Schreiben
des MASGF eben zu besagten Spezial-Rettungstrans-
portwagen:

„...Sehr geehrte Damen und Herren,
wie Sie sicherlich der Presse entnommen haben,
soll am 1. Juli 2005 .... ein Spezial-Rettungstrans-
portwagen .... in Betrieb genommen werden.
Über die Kostentragung ... möchten wir gerne ...
ein Gespräch mit Ihnen führen...“

Wie jetzt? Stand in der Pressinfo nicht „...
hat das Land die Kosten von ca. 250.000 €
für die Beschaffung und Inbetriebnahme
übernommen...“?

Ach so, erst teilt das MASGF der Öffentlichkeit
mit, dass es (doch wohl im Rahmen der öffent-
lichen Gefahrenabwehr bzw. des Katastro-
phenschutzes, oder?) ein geeignetes Fahrzeug
angeschafft hat, und nun (ohne öffentlichkeits-
wirksame Begleitung...) sollen den Kranken-
kassen die Kosten dafür (die ja mit dem An-
schaffungspreis längst nicht abgegolten sind)
übergeholfen werden.

Hm. Das ist aber komisch. Denke ich.

Und grübele weiter: Bestimmt hat Berlin so
einen RTW, denn dort findet ja die hochspezialisier-
te Betreuung der an Ebola, SARS, Pocken o. ä. Er-
krankten sicher statt. Warum können wir den nicht
mitnutzen? Ausgelastet kann er doch nicht sein.

Stichworte: Länderübergreifende Zusammenarbeit –
Länderfusion – Ressourcenbündelung – optimaler
Einsatz vorhandener (oder eben auch nicht vorhan-
dener) Finanzmittel.

Erste Recherchen ergeben: In Berlin existiert so ein
Spezialfahrzeug wohl nicht.

Komisch, die haben doch Tegel und Tempelhof und
die entsprechenden Kliniken.

Weitere Großflughäfen, durch die besagte gefährli-
che Krankheiten eingeschleppt werden können, sind:

München: Fehlanzeige mit Spezial-RTW.

Düsseldorf: Auch Fehlanzeige.

Hamburg: Hier gibt es einen Spezial-RTW. Aah.
Hier gibt es ja außer dem Flughafen auch noch
Schiffe und Fähren, auf denen die Krankheit eben-
falls einschleppt werden könnte. Gefahrene Ein-
sätze: Null. Hm.

Frankfurt/Main: Spezial-RTW ebenfalls vorhan-
den, aber bei Flughafenfeuerwehr angesiedelt –
Krankenkassen sind kostenseitig bei Vorhaltung
außen vor. Bisherige Einsätze: ?

Mogelpackung, Etikettenschwindel oder
einfach „nur“ nicht überlegt? Eine Glosse?

Lieber nicht zu fett auftragen ...

Potsdam, 3. Juni 2005 mit Sperrfrist für Sams-
tag: Presseinformation des Ministeriums für Ar-
beit, Soziales, Gesundheit und Familie (MASGF)

Überschrift: Neuer Rettungstransportwagen 
der Öffentlichkeit vorgestellt:
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Noch ein Beitrag zur Gesundheitsförderung bzw.
gesunden Lebensweise und Eigenverantwortung.

„Schluss mit süchtig!“ 
Das war das Motto der 1. Landeskonferenz „Bran-
denburg rauchfrei“ und ein Beitrag zum Welt-Nicht-
rauchertag. Im Mittelpunkt der Konferenz stand das
vor einem Jahr initiierte Landesprogramm „Bran-
denburg rauchfrei“, das den
Tabakkonsum in unserem Bun-
desland wesentlich senken soll.

Eckpfeiler waren beispielsweise
der Landtagsbeschluss vom April
2005 zum Rauchverbot in öffent-
lichen Einrichtungen sowie das
gesetzlich verankerte Rauchver-
bot an Schulen ab Schuljahr 2005/2006.

Im Rahmen dieser Konferenz wurden sechs Firmen
und Einrichtungen aus dem ganzen Land mit dem
Gütesiegel „Rauchfreier Betrieb“ ausgezeichnet.

„Brandenburg rauchfrei“ und wir sind mit 
dabei. Im wahrsten Sinne des Wortes.

Unsere Landesvertretung war einer der sechs aus-
gezeichneten Betriebe. Wir erhielten aus ministeriel-
ler Hand unser Gütesiegel nebst Blumenstrauß.

Die einen sagen „so ein Quatsch“, die anderen
„alle Achtung“ (also, so wie immer...)

Fakt ist aber:
– jährlich sterben fast 41.000 Bürger an den Folgen

des Rauchens (davon knapp 40.000 an Lungen-
krebs),

– fast 5 Prozent aller Sterbefälle 2003 waren auf
eine für Raucher symptomatische Erkrankung
zurückzuführen,

– allein in Brandenburg sterben jährlich 
3.500 Menschen an den Folgen des Rauchens.

Erfolge, die bereits sichtbar sind, gilt es auszubau-
en. So sank der Anteil der Rau-
cher unter den 12- bis 17-Jähri-
gen bundesweit von 28 % 2001
auf 23 % 2004.

„Brandenburg rauchfrei“
ist der richtige Weg.

Wenn Sie – liebe Leser – ihn auch
beschreiten wollen, gibt es bei Ärzten, Psychologen,
Apotheken, Suchtberatungsstellen und natürlich den
Krankenkassen Tipps zu möglichen Wegen in ein
rauchfreies Leben.

Und wir haben für Sie noch einen Tipp:
Wenn Sie auch „Rauchfreier Betrieb“ werden 
möchten, wenden Sie sich bitte an die 

Brandenburgische Landesstelle 
gegen Suchtgefahren e. V.
Carl-von-Ossietzky-Str. 29
14471 Potsdam
Telefon: 0331/ 951 32 84
Fax: 0331/ 951 32 93
E-Mail: ZSB-Weber@t-online.de

Machen auch Sie „Schluss mit süchtig“ und zeigen
auch Sie, dass ein rauchfreier Arbeitsplatz möglich
ist.

Brandenburger Landesprogramm „Branden-
burg rauchfrei“ – und wir sind mit dabei

Und nun wieder zurück nach Brandenburg.

Wir hatten bisher auch noch keinen Spezial-RTW.
Jetzt haben wir einen.

Brauchen wir den? Und wenn ja, warum reden wir
nicht vorher gemeinsam (auch mit Berlin) darüber?

Sozialgesetzbuch V, § 12 – Wirtschaftlichkeitsgebot:
Die Leistungen müssen ausreichend, zweckmäßig,
wirtschaftlich sein; sie dürfen das Maß des Notwen-
digen nicht überschreiten.

Juli 2005: Die Krankenkassen sind per Gesetz
verpflichtet, ihren Beitragssatz um 0,9 Prozent zu
senken und gleichzeitig die Versicherten mit einem
Sonderbeitrag von 0,9 Prozent zu belasten.

Ulla Schmidt will, dass die Kassen ihre Beitragssät-
ze noch viel mehr senken.

Wofür sollen Versicherte nun noch alles zahlen?

Frage nur ich mich? Bin gespannt, wie es weiter geht.



6 ersatzkassen in brandenburg

Sie wollen dazu beitragen, deren Gesundheit durch
Stärkung der Ressourcen und Eigenkompetenz
nachhaltig positiv zu beeinflussen.

Landessportbund und Ersatzkassenverbände vertie-
fen ihre Kooperation und unterzeichneten eine Ver-
einbarung, durch die den über 900.000 Branden-
burger Ersatzkassenversicherten weitere qualitäts-
geprüfte und zertifizierte Gesundheitsförderangebo-
te zur Auswahl stehen.

Gerade die großen Volkskrankheiten wie Rücken-
leiden oder Bluthochdruck können durch Präven-
tion vermieden, gebessert oder gelindert werden.

Der Landessportbund bietet in seinen Vereinen, die
mit dem Gütesiegel „Sport pro Gesundheit“ ausge-
zeichnet wurden, den Ersatzkassenversicherten
qualitativ hochwertige Gesundheitskurse. Fachlich
versierte Übungsleiter, individuelle Beratung und
eine Auswahl geeigneter Übungen sollen dazu bei-
tragen, nachhaltige Verhaltensänderungen der ge-
sundheitsbewussten und -interessierten Versicherten
zu erreichen.

Darüber hinaus bieten die Sportvereine mit ihren
Übungsgruppen natürlich auch einen nahtlosen
Übergang zum kontinuierlichen Gesundheitstrai-
ning – wohnortnah, bezahlbar und in der Gemein-

schaft
Gleich-
gesinnter.

Die Ersatz-
kassen
überneh-
men in er-
heblichem
Umfang (80
- 100 %)
Kursgebüh-
ren ihrer
Versicherten

für die regelmäßige Teilnahme an den gesundheits-
fördernden Maßnahmen der unter dem Dach des
LSB wirkenden Vereine.

Die in der unterzeichneten Rahmenvereinbarung
enthaltenen grundsätzlich förderungsfähigen Maß-
nahmen der Primärprävention für den Bereich der
Bewegungsprogramme erstrecken sich auf die
Handlungsfelder
– Muskel-Skelett-System (Rücken-/Wirbelsäulen-

kurse) sowie
– Herz-Kreislauf-System (Ausdauerkurse)

Für die Gesundheitssportangebote gelten die Rah-
menbedingungen des Handlungsleitfadens der
Spitzenverbände der Krankenkassen. Der Durch-
führung liegen die Prüfkriterien des Qualitätssiegels
„Sport pro Gesundheit“ des Deutschen Sportbun-
des zu Grunde.

Ersatzkassen und Landessportbund geben Auskunft
darüber, welche Kurse bezuschusst werden.

Und wie sieht nun die Umsetzung der Vereinba-
rung in der Praxis aus?

Davon konnten sich die Partner der Vereinbarung
live überzeugen. Die Unterschriftsleistung fand
nämlich während eines Kurses statt:

Das, was dort miterlebt werden konnte, war ge-
meinsame Freude an gesunder Bewegung in einem
zertifizierten Kurs, der hier bereits dazu geführt hat-
te, dass nach dem Kurs die Teilnehmer den Über-

Gemeinsam für die Prävention:
Ersatzkassen und Landessportbund Brandenburg e.V. (LSB) 
setzen Signal für ein „Mehr an Gesundheit in der Zukunft“

v.l.n.r.: Lothar Bochat, Leiter der Landesvertretung Bran-
denburg der Ersatzkassenverbände und Eberhard Vetter,
Vizepräsident des Landessportbundes Brandenburg e. V.,
unterzeichnen die Rahmenvereinbarung

Kursteilnehmer in Aktion: Gemeinsame Freude an
gesunder Bewegung – ein Gewinn für die Versicher-
ten, Landessportbund und Ersatzkassen.

Bewegung ist nicht nur gesund, sie kann auch Spaß
machen.

Und: Auch ohne Präventionsgesetz unterstützen
die Ersatzkassen auf vielfältige Art und Weise ge-
sundheitsfördernde Aktivitäten ihrer Versicherten.



7ersatzkassen in brandenburg

Altenpflegeausbildung 
In allen Pflegeeinrichtungen des Landes Brandenburg werden Altenpfleger und Altenpflegerinnen ausge-
bildet: Ca. 1.700 Azubis lernen in stationären Pflegeeinrichtungen und ca. 900 Azubis in ambulanten
Pflegediensten. Von 1993 bis 2004 wurden in Brandenburg insgesamt 4.310 Fachkräfte ausgebildet.
Während alle stationären Pflegeeinrichtungen die Ausbildungsvergütung refinanziert erhalten, bilden ca.
60 Pflegedienste ohne entsprechende Refinanzierung aus. Die Vollzeitausbildung gliedert sich in Erstaus-
bildung, Umschulung und sonstige Auszubildende (z. B. Wiedereingliederung über die BfA). Daneben gibt
es berufsbegleitende Maßnahmen.
Das Brandenburger Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Familie (MASGF) hat ein Infor-
mationsfaltblatt zur Ausbildung in der Altenpflege herausgegeben, mit dem für den Beruf der Alten-
pflegerin/des Altenpflegers geworben wird. 

Ambulantes Operieren im Krankenhaus
Durch das Bundesschiedsamt wurde im März 2005 der nunmehr gültige Vertrag zum ambulanten
Operieren und stationsersetzenden Eingriffen im Krankenhaus (nach § 115 b Abs. 1 SGB V) in Kraft
gesetzt. Im Land Brandenburg konnte Dank der konstruktiven Zusammenarbeit von Landeskranken-
hausgesellschaft und Krankenkassenverbänden zeitnah eine praktikable Umsetzung der Vereinba-
rungsinhalte erreicht werden, um den ambulant operierenden Krankenhäusern eine entsprechende
Planungssicherheit für die Erbringung dieser Leistungen zu gewährleisten. 

Mehr Fördergelder für ambulante Hospizarbeit
Seit 2002 ist durch gesetzliche Regelungen eine finanzielle Förderung ambulanter Hospizdienste
durch die gesetzlichen Krankenkassen möglich. 17 ambulante Hospizdienste im Land Brandenburg
haben in diesen Tagen einen Förderbescheid der Krankenkassen erhalten und werden allein von den
Ersatzkassen mit einem Betrag von € 193.153 unterstützt. Damit sind die Ersatzkassen Hauptfinanzier
mit einem Anteil von mehr als 40 Prozent des insgesamt von allen Krankenkassen im Land Branden-
burg für das Jahr 2005 auszuzahlenden Betrages von € 475.485. Die Fördersumme entspricht einer
Steigerung von 22,5 Prozent gegenüber dem Jahr 2004 und dient dem weiteren Auf- und Ausbau
einer möglichst flächendeckenden ambulanten Hospizversorung (häuslichen Sterbebegleitung) durch
ehrenamtlich tätige Sterbebegleiter. Außerdem wird dadurch die Arbeit der sechs stationären Hospize
im Land sinnvoll unterstützt.

K U R Z G E M E L D E T –  Z A H L E N U N D F A K T E N

gang zu kontinuierlichem Gesundheitstraining im
Sportverein gefunden hatten. Damit haben nicht
nur Krankenkassen und Landessportbund, sondern
in erster Linie die Versicherten gewonnen: Das ist
Ausdruck von gesunder Lebensfreude in der Ge-
meinschaft Gleichgesinnter und hat neben der

sportlichen sicher auch eine soziale Komponente –
beides wichtig für alle Generationen und umso be-
grüßenswerter, wenn – wie vor Ort erlebt – von der
älteren Generation vorgelebt. 

Machen Sie´s nach!

Landesbasisfallwert
Im Land Brandenburg konnten sich Krankenkassenverbände und Landeskrankenhausgesellschaft ohne
Schiedsamt auf einen einheitlichen Landesbasisfallwert einigen. Dieser beträgt € 2.612,31 (nach 
Kappung) und bildet die Grundlage für die anstehenden Budgetverhandlungen zwischen den Kranken-
kassenverbänden und den Brandenburger Krankenhäusern. 

Bessere Versorgung für Diabetiker
Auf Grund des zwischen Krankenkassen und Kassenärztlicher Vereinigung Brandenburg (KVBB) vereinbarten
DMP (Disease-Management-Programm = Chronikerprogramm) haben die ca. 9.000 in Brandenburg leben-
den Typ-1-Diabetiker ab 1. Juli Anspruch auf eine leitlinienbasierte medizinische Versorgung, die sehr hohen
Qualitätsansprüchen genügt. Neben den teilnehmenden ambulanten Vertragsärzten werden auch hochspezi-
alisierte Krankenhäuser und eine Rehabilitationseinrichtung in den Versorgungsprozess eingebunden.



SEIT 1993 GIBT ES IM LAND BRANDENBURG EINE VEREIN-
BARUNG zwischen dem Land (vertreten durch das Ge-
sundheitsministerium), den Kommunalen Spitzenver-
bänden, den Verbänden der gesetzlichen Krankenkas-
sen und der Landeszahnärztekammer – zur „Förde-
rung der Gruppenprophylaxe insbesondere in Kitas
und Schulen“. Die Partner dieser Vereinbarung widmen
sich damit engagiert der Mundgesundheit der Bran-
denburger Jüngsten: Beleg ist ein 85 %iger Betreu-
ungsgrad der Kinder und Jugendlichen bis zum voll-
endeten 12. Lebensjahr in unseren Kitas und Schu-
len – ein durchaus vorzeigbares Niveau.

Um allen Kindern – unabhängig
vom sozialen Status – gleiche
Bedingungen für ein „Gesund
beginnt im Mund“ bieten zu kön-
nen, ist Gruppenprophylaxe ein
wichtiger Bestandteil der Tätigkeit
des Öffentlichen Gesundheitsdien-
stes (ÖGD) und wird im Land Bran-
denburg von den gesetzlichen Kran-
kenkassen seit nunmehr fast 12 Jahren
entsprechend finanziell bezuschusst.

Auch die niedergelassenen Zahnärzte und Kieferor-
thopäden sind seit Jahren bestrebt, das Bewusstsein
ihrer Patienten für die Notwendigkeit prophylaktischer
Maßnahmen zu stärken – mit zunehmendem Erfolg.

Während Gruppenprophylaxe „aufsuchende“ Pro-
phylaxe in Kita oder Schule bedeutet, findet Indivi-
dualprohylaxe beim niedergelassenen Zahnarzt
und/oder Kieferorthopäden statt. Vor dem Hinter-
grund der politischen Entwicklung im Bereich Zah-
nersatz nehmen beide Prophylaxearten einen im-
mer größeren Stellenwert ein.

Dabei ist eine Koordinierung der Maßnahmen der
Gruppenprophylaxe und der Individualprophylaxe
sinnvoll und notwendig. Koordinierung heißt auch und
gerade, Dokumentation der erbrachten Leistungen,
um dem jeweils anderen Partner eine konkrete Infor-
mation über bereits geleistete Prophylaxe zu geben.

Prophylaxepässe als Mittel der Wahl
Die Prophylaxepässe – ähnlich den Bonusheften für
zahnärztliche Vorsorgeuntersuchungen – sind ein
wertvolles Instrument zur Koordinierung von Grup-
pen- und Individualprophylaxe. Entwickelt wurden

sie von der Landeszahnärztekammer und dem
ÖGD, finanziert von der Landeszahnärztekammer
und den Krankenkassenverbänden in unserem Bun-
desland. Eingeführt wurden die Pässe bereits im
Jahr 2000 mit dem Ziel, den Informationsfluss zwi-
schen ÖGD, niedergelassenen Zahnärzten und Kie-
ferorthopäden zu gewährleisten, um Doppelbe-
handlungen (z. B. Fluoridierungen) zu vermeiden.

Mit dem Inkrafttreten des neuen
„Einheitlichen Bewertungsmaßsta-

bes für zahnärztliche Leistungen
(BEMA)“ im vergangenen Jahr

wurden auch Anpassungen der
Prophylaxepässe notwendig.

Seit Anfang diesen Jahres
liegen nun die neuen Pässe
vor.

Für die Mitarbeiterinnen der
zahnärztlichen Dienste des ÖGD sind

sie zwischenzeitlich zum alltäglichen Arbeits-
material geworden. Erfreulicher Weise wissen auch

immer mehr Zahnarztpraxen diese Pässe als Instru-
ment zu schätzen. 

PKV noch immer nicht dabei
Bisheriger Wermutstropfen und auch völlig unver-
ständlich ist die Tatsache, dass es die Private Kran-
kenversicherung (PKV) bundesweit trotz jahrelanger
gebetsmühlenartiger Appelle von gesetzlichen Kran-
kenkassen und Länderministerien noch immer nicht
für nötig hält, auch ihren Beitrag zur Mundgesund-
heit ihrer jüngsten Versicherten zu leisten und sich –
wie die gesetzlichen Krankenkassen – ebenfalls an
der Finanzierung der Gruppenprophylaxe zu beteili-
gen, so dass diese die Leistungen für die privat ver-
sicherten Kinder mittragen. Eine höchst eigenwillige
Interpretation des Solidargedankens der PKV...

Wir jedenfalls werden uns auch weiter für die Bran-
denburger Jüngsten einsetzen: Für starke und ge-
sunde Kinderzähne!

8 ersatzkassen in brandenburg
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Die andere „Pass-Art“:
Prophylaxepässe zur Koordinierung von 
Gruppen- und Individualprophylaxe


